








Zur Anhebung der Altersgrenzen: Eine
Simulation der langfristigen Auswirkungen auf





Wir danken Axel Bo¨rsch-Supan, Anette Reil-Held und Ulrich Schlieper fu¨r wertvolle Unterstu¨tzung
und Diskussionen, sowie Kalamkas Kaldybajewa von der Deutschen Rentenversicherung und dem
Forschungsdatenzentrum, insbesondere Ralf Himmelreicher, fu¨r ihre Hilfe. Weiterhin bedanken wir
uns bei Konrad Harker vom Bundesministerium fu¨r Arbeit und Soziales und Johannes Clemens von
der deutschen Bundesbank fu¨r hilfreiche Kommentare. Unser Dank gilt auch den Fo¨rderern des
MEA fu¨r die Unterstu¨tzung bei der Erstellung dieses Beitrags, vor allem dem Land Baden-Wu¨rt-




[Version 24. Juni 2008] 
 
Zur Anhebung der Altersgrenzen: Eine Simulation 
der langfristigen Auswirkungen auf die gesetzliche 
Rentenversicherung bei unterschiedlichem Renten-
eintrittsverhalten 
 
Tabea Bucher-Koenen und Christina Benita Wilke  




Die Anhebung des Regelrentenalters ist ein weiterer Schritt im Rahmen der Reformen der 
gesetzlichen Rentenversicherung in Deutschland. Die Wirkung dieser Maßnahme hängt ent-
scheidend vom Reaktionsverhalten der betroffenen Erwerbstätigen ab. In diesem Beitrag si-
mulieren wir die langfristigen finanziellen Auswirkungen der Altersgrenzenanhebung bis 
2050 abhängig vom Reaktionsverhalten der Betroffenen und unter Berücksichtigung von 
Rückkopplungseffekten mit dem Arbeitsmarkt. Insgesamt führt die Altersgrenzenanhebung 
zu einem geringeren Anstieg des Beitragssatzes sowie einem geringeren Rückgang des Ren-
tenniveaus. Je nach Veränderung des Renteneintrittsverhaltens liegt der Effekt bis 2050 zwi-
schen 0,7 und 1,0 Beitragssatzpunkten bzw. 0,8 bis 1,1 Prozentpunkten des Bruttorentenni-
veaus. Auf der individuellen Ebene kann ein Rückgang des Alterseinkommens deutlich durch 
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Zur Anhebung der Altersgrenzen: Eine Simulation 
der langfristigen Auswirkungen auf die gesetzliche 
Rentenversicherung bei unterschiedlichem Renten-
eintrittsverhalten 
Von Tabea Bucher-Koenen und Christina Benita Wilke  
1 Einleitung 
Die Bundesregierung hat im Frühjahr 2007 beschlossen, das gesetzliche Rentenein-
trittsalter bis zum Jahr 2029 schrittweise von 65 auf 67 Jahre anzuheben. Die durch 
vorgezogene Renteneintritte und steigende Lebenserwartung verursachte Leistungs-
ausweitung der gesetzlichen Rentenversicherung soll so begrenzt und die finanzielle 
Leistungsfähigkeit des Systems nachhaltig stabilisiert werden. 
Bisherige Analysen der Auswirkungen der Anhebung des Rentenalters haben sich auf 
die kurz- bis mittelfristigen Effekte fokussiert. Meist endet der Prognosezeitraum mit 
der Übergangsphase der neuen Regelung. Es wird geschätzt, dass sich der Beitrags-
satzanstieg durch die Anhebung der Altersgrenzen bis 2030 um 0,5 bis 0,7 Beitrags-
satzpunkte verringert. Wir wollen in unserer Simulation den Horizont auf 2050 erwei-
tern und feststellen, wie sich die Neuregelung auf lange Sicht auswirkt. 
Zudem hängt die Auswirkung der Altersgrenzenanhebung entscheidend vom Reakti-
onsverhalten der Betroffenen ab. Deshalb untersuchen wir in diesem Beitrag die Wir-
kung der Altersgrenzenanhebung im Zusammenhang mit unterschiedlichen möglichen 
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt. Ziel ist eine Prognose der künftigen Entwick-
lung der gesetzlichen Rentenversicherung in Deutschland aufbauend auf den aktuellen 
Prognosen zur mittel- und langfristigen Entwicklung der Erwerbsbevölkerung in 
Deutschland von Börsch-Supan und Wilke (2007). Im Gegensatz zu den bisherigen 
Studien basieren unsere Simulationen dabei auf einem konsistenten Modell der künf-
tigen Bevölkerungs- und Arbeitsmarktentwicklung auf der einen sowie der künftigen 
finanziellen Entwicklung der Gesetzlichen Rentenversicherung auf der anderen Seite. 
In Übereinstimmung mit den bisherigen Studien zeigen unsere Simulationen, dass es 
durch die Anhebung der gesetzlichen Altersgrenze zu einer Entlastung des Rentensys-
tems kommt – und zwar in jedem Fall, unabhängig von dem gewählten Verhaltens-
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szenario. Der Beitragssatzanstieg und die Absenkung des Rentenniveaus werden 
durch die Altersgrenzenanhebung gedämpft. Unsere Ergebnisse zeigen aber auch, 
dass der Beitragssatz trotz dieser Neuregelung und selbst bei einer optimistischen 
Entwicklung am Arbeitsmarkt die festgelegten Beitragssatz-Ziele voraussichtlich 
nicht einhalten wird.1 
Der Beitrag gliedert sich in fünf Abschnitte. Zunächst stellen wir in Abschnitt 2 die 
institutionellen Grundlagen dar und beschreiben die Wirkungsweise einer Anhebung 
des Rentenalters im Zusammenspiel mit unterschiedlichen Verhaltensreaktionen. Wir 
gehen zudem auf die Ergebnisse bisheriger Studien zu diesem Thema ein. In Ab-
schnitt 3 beschreiben wir unser Modell sowie die zugrundeliegenden Annahmen und 
die verwendeten Szenarien. Die Ergebnisse unserer Simulationen sowie eine Sensiti-
vitätsanalyse stellen wir in Abschnitt 4 vor. Der Beitrag schließt mit einem Fazit und 
Ausblick in Abschnitt 5. 
2 Das RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz 2007 
2.1 Motivation für die gesetzliche Neuregelung  
Die gesetzliche Rentenversicherung sieht sich zwei zentralen Herausforderungen 
durch den demographischen Wandel gegenüber: dem Rückgang der Erwerbsbevölke-
rung durch die niedrigen Geburtenraten und damit einer sinkenden Anzahl an Bei-
tragszahlern sowie der Zunahme der Rentenempfänger und längeren Rentenbezugs-
zeiten durch Frühverrentung und die steigende Lebenserwartung. Der demographi-
sche Druck wird in den kommenden Jahren durch den Übergang von der Babyboom-
generation ins Rentenalter und den darauf folgenden geburtenschwächeren Jahrgän-
gen ins Erwerbsleben verstärkt. 
Sinkendes Erwerbspersonenpotenzial.   Wie von Börsch-Supan und Wilke (2007) 
ausführlich dargestellt, sinkt durch den demographischen Wandel das Erwerbsperso-
nenpotenzial, das heißt die Anzahl der Personen im erwerbsfähigen Alter. Inwiefern 
dies Auswirkungen auf die Finanzierbarkeit der sozialen Sicherungssysteme, insbe-
sondere der gesetzlichen Rentenversicherung, hängt vor allem davon ab, wie sich das 
                                                 
1 2001 wurde beschlossen, dass der Beitragssatz bis 2020 die 20%- und bis 2030 die 22%-Grenze nicht 
überschreiten und gleichzeitig das Nettorentenniveau nicht unter 67% fallen darf, andernfalls ist eine 
neue Regulierung durch den Gesetzgeber notwendig (§ 154 Sozialgesetzbuch VI). 
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Verhältnis von Personen, die Beiträge zur Rentenversicherung leisten, und Renten-
empfängern – der sogenannte Rentnerquotient - verändert. 
Die Veränderung der Erwerbsbevölkerung und damit des Rentnerquotienten wird 
vom tatsächlichen Erwerbsverhalten der Bevölkerung entscheidend beeinflusst. Dabei 
sind die Entwicklung des durchschnittlichen Berufseintrittsalters, die Entwicklung der 
Männer- sowie der Frauenerwerbstätigenquote, die Entwicklung der Arbeitslosigkeit 
und die Entwicklung des durchschnittlichen Renteneintrittsalters von Bedeutung. Eine 
Verlängerung des Erwerbslebens durch einen späteren Renteneinritt kann das Ver-
hältnis von Erwerbstätigen zu Rentnern günstig beeinflussen und den demographi-
schen Druck auf die sozialen Sicherungssysteme abmildern. Börsch-Supan und Wilke 
(2007) schätzen den Rückgang der Erwerbsbevölkerung je nach Arbeitsmarktszenario 
bis 2040 auf zwischen 23% und 7%. 
Steigende Rentenbezugszeiten.   Parallel zu dieser Entwicklung führt die zunehmen-
de Lebensdauer der Bevölkerung in Deutschland bei gleichbleibendem gesetzlichem 
Rentenalter und das durch Frühverrentungsregelungen ermöglichte frühe Ausscheiden 
aus dem Erwerbsleben zu steigenden Rentenbezugszeiten. Zwischen 1955 und 2005 
erhöhte sich die Lebenserwartung 65-jähriger Männer um mehr als drei und die der 
Frauen um etwa 5,5 Jahre. Bis zum Jahr 2029, dem Ende der Anpassung des gesetzli-
chen Rentenalters, wird eine weitere Zunahme der Lebenserwartung der Männer 
(Frauen) um mehr als 3,5 Jahre (vier Jahre) erwartet (siehe Abbildung 1).  
Zusätzlich hat die Einführung von Sonderregelungen beim Renteneintritt insbesonde-
re im Rahmen der Rentenreform 1972 dazu geführt, dass ein Großteil der Versicher-
ten weit vor dem 65. Lebensjahr aus dem Erwerbsleben ausschied und das durch-
schnittliche Renteneintrittsalter drastisch sank (siehe Abbildung 2). 
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ABBILDUNG 1: LEBENSERWARTUNG 65-JÄHRIGER FRAUEN UND MÄNNER 
















Quelle: Berechnungen auf Basis MEA-eigener Bevölkerungsprognosen (siehe Abschnitt 4.1 und 
Börsch-Supan und Wilke (2007)).  
 















































Renten wegen Alters- Männer
Renten wegen Alters- Frauen
 
Anmerkung: Die Daten beziehen sich bis einschließlich 1992 nur auf die alten Bundesländer und ab 
1993 auf Gesamtdeutschland. Quelle: Deutsche Rentenversicherung (2007). 
 
Durch die steigende Lebenserwartung und das frühere Ausscheiden aus dem Erwerbs-
leben nahm die durchschnittliche Rentenbezugsdauer deutlich zu. In den alten Bun-
desländern erhöhte sie sich zwischen 1960 und 2006 von knapp zehn Jahren auf über 
17 Jahre. 2006 bezogen Männer in den alten Bundesländern im Durchschnitt für über 
15 Jahre und Frauen für 19 Jahre Rente. In den neuen Bundesländern erhielten im 
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selben Jahr Männer durchschnittlich für knapp 15 Jahre und Frauen für fast 20 Jahre 
Rente.2 
Bisherige Reformen.   Die Rentenreformgesetze 1992 und 1999 zielten bereits auf 
eine Erhöhung des durchschnittlichen Rentenalters ab. Ein zentraler Schritt dabei war 
die Einführung von Abschlägen bei früherem Renteneintritt in Höhe von 0,3% pro 
Monat und Aufschlägen von 0,5% pro Monat bei späterem Renteneintritt. Im Rahmen 
der Riester Reform 2001 wurden zudem die Frühverrentungsmöglichkeiten aufgrund 
von Erwerbsminderung deutlich eingeschränkt. Die ersten Auswirkungen dieser Re-
formschritte zeigen sich bereits in dem Anstieg des durchschnittlichen Rentenein-
trittsalters zwischen 2001 und 2006 von 62,4 auf 63,3 Jahre bei den Männern und 
62,5 auf 63,2 Jahre bei den Frauen (siehe Abbildung 2). Ein weiterer Anstieg des 
durchschnittlichen Renteneintrittsalters ist bis zum Ende der Übergangsfristen im Jahr 
2017 zu erwarten. Während diese vergangenen Reformen hauptsächlich darauf abziel-
ten, den mit der 1972er Reform ausgelösten Trend zur Frühverrentung zu stoppen, ist 
die Anhebung der Regelaltersgrenze von 65 auf 67 Jahre erstmals auch als Reaktion 
auf die gestiegene Lebenserwartung zu verstehen. 
2.2 Maßnahmen 
Regelaltersgrenze. Bereits die Kommission zur „Nachhaltigkeit in der Finanzierung 
der sozialen Sicherungssysteme“ – auch als „Rürup-Kommission“ bekannt – berück-
sichtigte die Anhebung der Regelaltersgrenze als weiteren Reformvorschlag in ihrem 
Bericht 2003.3 Diesen Vorschlag nahmen die CDU/CSU und die SPD im November 
2005 in ihren Koalitionsvertrag auf und beschlossen Anfang des Jahres 2007 ein Ge-
setz zur Anpassung der Regelaltersgrenze an die demografische Entwicklung und zur 
Stärkung der Finanzierungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-
Altersgrenzenanpassungsgesetz).4 Es sieht vor, das gesetzliche Renteneintrittsalter 
zwischen 2012 und 2029 zunächst in einmonatlichen Schritten von 65 auf 66 und an-
schließend in zweimonatlichen Schritten von 66 auf 67 anzuheben. Die Regelung 
bestimmt damit die Altersgrenze in Abhängigkeit vom Geburtsjahr und betrifft alle 
nach 1946 geborenen Jahrgänge. Entsprechend beträgt die Regelaltersgrenze für alle 
1947 Geborenen 65 Jahre und einen Monat. Für 1964 und später geborene Menschen 
ist die Regelaltersgrenze schließlich 67 (siehe Abbildung 3).  
                                                 
2 Vgl. Deutsche Rentenversicherung (2007). 
3 Vgl. Kommission für die Nachhaltigkeit in der Finanzierung der Sozialen Sicherungssysteme (2003). 
4 Für einen detaillierten Überblick über die neuen Regelungen vgl. Fuchs (2007). 
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Altersgrenze für Schwerbehinderte und bei Erwerbsminderung.   Zudem wird die 
Altersgrenze für schwerbehinderte Menschen zwischen 2017 und 2029 um zwei Jahre 
von 63 auf 65 erhöht. Der vorzeitige Bezug mit Abschlägen wird im selben Zeitraum 
von 60 auf 62 Jahre angehoben. Der maximale Abschlag bei vorzeitigem Rentenein-
tritt beträgt 10,8%. Bei den Erwerbsminderungsrenten bleibt das Renteneintrittsalter 
für den abschlagsfreien Renteneintritt, wenn Versicherte 35 Versicherungsjahre auf-
weisen, bis 2023 bei 63 Jahren. Ab 2024 sind 40 Versicherungsjahre notwendig, um 
eine Erwerbsminderungsrente ohne Abschläge zu beziehen. Für die Anrechnung der 
Wartezeit sind die gleichen Kriterien wie bei der Regelung für besonders langjährig 
Versicherte maßgeblich, die im folgenden Abschnitt beschrieben wird.  
Altersgrenze für langjährig Versicherte.   Weiterhin wird die Altersgrenze für eine 
abschlagsfreie Rente für langjährig Versicherte, die mehr als 35 Beitragsjahre aufwei-
sen, auf 67 angehoben. Diese haben außerdem die Möglichkeit, unter Inkaufnahme 
von Abschlägen mit 63 vorzeitig in Rente zu gehen. Die ursprünglich vorgesehene 
Absenkung der Altersgrenze von 63 auf 62 unterbleibt nach der neuen Regelung, um 
Vorfinanzierungskosten zu vermeiden. Die maximalen Abschläge für den vorzeitigen 
Rentenbezug steigen mit der Zunahme der Altersgrenze und erreichen schließlich 
14,4%. 
Sonderregelung für besonders langjährig Versicherte.   Zusätzlich wird ab 2012 
ein abschlagsfreier Renteneintritt mit 65 für besonders langjährig Versicherte (45 oder 
mehr Beitragjahre) eingeführt. Dabei werden alle Zeiten mit Pflichtbeiträgen ange-
rechnet, das schließt Zeiten der Kindererziehung, nicht erwerbsmäßiger Pflege, Kran-
kengeldbezug sowie Wehr- und Zivildienst mit ein. Weiterhin werden Berücksichti-
gungszeiten für Kindererziehung und Ersatzzeiten angerechnet. Nicht berücksichtigt 
werden freiwillige Beitragszahlungen sowie Pflichtbeitragszeiten während des Bezugs 
von Arbeitslosengeld und ähnlichem, da diese keine besonders belastende Berufstä-
tigkeit bedeuten und damit laut Gesetzgeber keine bevorzugte Behandlung rechtferti-
gen (Fuchs, 2007).5 
Abbildung 3 gibt einen Überblick über die stufenweise Anhebung der Altersgrenzen 
aufgrund der vergangenen 1992/1999er Reformen und des neuen Altersgrenzenanhe-
bungsgesetzes. 
                                                 
5 Diese Regelung wird in der Literatur äußerst kritisch diskutiert, da sie zum einen dem grundlegenden 
Prinzip der Teilhabeäquivalenz in der Rentenversicherung widerspricht, und zum anderen die Einspa-
rungseffekte, die durch die Anhebung des Rentenalters entstehen, reduziert. Für eine ausführlichere 
Diskussion dieses Themas siehe Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung (2006) und Clemens (2006). Auf die Kosten der Sonderregelung gehen wir in Kapitel 
2.3.2 genauer ein. 
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langj. Versicherte mind. 35 BJ (abschlagsfrei) langj. Versicherte mind. 45 BJ (abschlagsfrei)
Frauen (abschlagsfrei) Schw erbehinderte (abschlagsfrei)
langj. Versicherte mind. 35 BJ (mit Abschl.) Arbeitslose/ATZ ( mit Abschl.)
Frauen (mit Abschl.) Schw erbehinderte  (mit Abschl.)  
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der aktuellen Gesetzeslage. 
 
2.3 Wirkungsweise der Altersgrenzenanhebung bei unter-
schiedlichen Verhaltensannahmen 
Die Auswirkungen der Anhebung des Rentenalters auf die Finanzlage der gesetzli-
chen Rentenversicherung sind pauschal schwer abschätzbar. Grundsätzlich stehen 
sich Effekte, die zur Entlastung der gesetzlichen Rentenversicherung beitragen, und 
Effekte, die zu einer höheren Belastung führen, gegenüber. Dabei ist zunächst unklar, 
welche Be- und Entlastungseffekte kurz-, mittel- und langfristig überwiegen. Dies ist 
insbesondere vom Reaktionsverhalten der Betroffenen abhängig. Im Folgenden wer-
den die einzelnen Effekte näher erläutert. Im Rahmen unserer Simulationen zeigen 
wir schließlich das Ausmaß dieser Effekte in verschiedenen Szenarien auf. 
Budgetrestriktion und Fortschreibung des aktuellen Rentenwertes.   Grundlage 
der Überlegung ist die Auswirkung der Anhebung der Altersgrenzen auf die Finanz-
lage der Rentenversicherung im Vergleich zur Situation ohne die Anhebung der Al-
tersgrenze. Dazu ist es hilfreich, sich die Budgetgleichung der gesetzlichen Renten-
versicherung vor Augen zu führen, in der die Einnahmen in einer Periode immer 
gleich den Ausgaben in dieser Periode sein müssen:  
 9
ttttttt RARWEPBZLw ×××=+×× 12τ  
Wobei:  
τt  = Beitragssatz im Jahr t 
wt = durchschnittlicher Bruttolohn im Jahr t 
Lt = Anzahl der Beitragszahler im Jahr t 
BZt = Bundeszuschüsse im Jahr t 
EPt * ARWt * 12 = Wert einer durchschnittlichen Rente im Jahr t, d.h. 
durchschnittliche Anzahl der Entgeltpunkte (gegebenen-
falls bewertet mit einem Abschlag/Aufschlag) multipli-
ziert mit dem aktuellen Rentenwert für 12 Monate 
Rt  = Anzahl der Rentner im Jahr t 
 
Weiterhin muss beachtet werden, dass in die Formel für die Berechnung des aktuellen 
Rentenwertes die Lohnveränderung, die Beitragssatzveränderung und die Verände-
rung des Äquivalenzrentnerquotienten der vergangenen Jahre einbezogen werden. 
Dadurch ergeben sich Rückkopplungseffekte zwischen den Jahren, die bei der Analy-


































ARWt = aktueller Rentenwert im Jahr t 
ARWt-1 = aktueller Rentenwert im vergangenen Jahr  
wt-1 (bzw. wt-2) = durchschnittl. Bruttolohn im vergangenen (bzw. vor-
vergangenen) Jahr 
AVAt-1 (bzw. AVAt-2) = Altersvorsorgeanteil im vergangenen (bzw. vorvergan-
genen Jahr) 
τt-1 (bzw. τt-2 ) = Beitragssatz im vergangenen (bzw. vorvergangenen) 
Jahr 
ÄRQt-1 (bzw. ÄRQt-2)  = Äquivalenzrentnerquotient6 im vergangenen Jahr (bzw. 
vorvergangenen) Jahr 
 
Die Anhebung der Altersgrenzen bewirkt innerhalb dieser Gleichungen in Abhängig-
keit vom Renteneintrittsverhalten der Betroffenen unterschiedliche Effekte. Bestimm-
te Wirkungen treten dann auf, wenn die betroffenen Personen ihr tatsächliches Ren-
teneintrittsverhalten anpassen und später in Rente gehen, andere treten hingegen auf, 
wenn die Personen wie bisher in Rente gehen und Abschlagszahlungen in Kauf neh-
men. Aus diesem Grund analysieren wir hier wie auch im Rahmen unserer Simulation 
                                                 
6 Verhältnis von Äquivalentrentnern (Anzahl der Eckrentner, d.h. Quotient aus gesamten Rentenausga-
ben durch Eckrente) zu Äquivalenzbeitragszahlern (Anzahl der Durchschnittsbeitragszahler, d.h. Quo-
tient aus Gesamtaufkommen der Rentenversicherungsbeiträge und dem Beitrag des durchschnittlichen 
Beitragszahlers). 
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die beiden Szenarien ohne Verhaltensanpassung und mit voller Verhaltensanpassung 
der Betroffenen.7 
Szenario „ohne Verhaltensanpassung“ 
Effekte im Zeitpunkt t.  Wenn sich das Renteneintrittsverhalten aufgrund der Anhe-
bung des Renteneintrittsalters nicht verändert, müssen die Rentner Abschlagszahlun-
gen in Kauf nehmen bzw. auf Aufschlagszahlungen verzichten. Zieht eine Person 
beispielsweise vor, mit 65 in Rente zu gehen und fällt nicht unter die Sonderregelung 
für langjährig Versicherte, werden Abschläge in Höhe von 3,6% pro Jahr fällig. In-
nerhalb der obigen Budgetgleichung hat das den Effekt, dass die Anzahl der mit dem 
Abschlagsfaktor belegten durchschnittlichen Entgeltpunkte zum Zeitpunkt t sinkt und 
dadurch geringere Ausgaben im Zeitpunkt t entstehen. Damit kann auf der Einnah-
menseite ein geringerer Beitragssatz als ohne die Altersgrenzenanhebung veran-
schlagt werden.  
Effekte im Zeitpunkt t + 1. Aus der Formel für die Berechnung des aktuellen Renten-
wertes ergibt sich, dass auf den geringeren Beitragssatz in t eine höhere Rentenanpas-
sung im Jahr t+1 folgt. Damit steigt der aktuelle Rentenwert im Jahr t+1 und inner-
halb der Budgetgleichung nehmen Ausgaben zu; der Beitragssatz wird nach oben an-
gepasst. Weiterhin ist die Berechnung des Bundeszuschusses von der Entwicklung 
des Beitragssatzes abhängig. Ist der Beitragssatz in t geringer als ohne die Altersgren-
zenanhebung, so wird der Bundeszuschuss in t +1 geringer ausfallen.  
Szenario „volle Verhaltensanpassung“ 
Effekte im Zeitpunkt t. Geht man davon aus, dass sich alle Betroffenen an das neue 
Renteneintrittsalter anpassen und ihren Renteneintritt verschieben, ergeben sich die 
folgenden Effekte: Zunächst verlängern sich durch den späteren Eintritt in die Rente 
die Beitragszeiten. Das hat zur Folge, dass es im Zeitpunkt t mehr Beitragszahlungen 
gibt, da die Anzahl der Beitragszahler L zu diesem Zeitpunkt ansteigt. Gleichzeitig 
sinkt die Anzahl der Rentenbezieher R im Jahr t, d.h. die Ausgaben verringern sich. 
Damit kann auch in diesem Szenario ein deutlich geringerer Beitragssatz als ohne die 
Anhebung der Altersgrenzen veranschlagt werden. 
Effekte im Zeitpunkt t + 1. In diesem Szenario gibt es verschiedene Effekte zu späte-
ren Zeitpunkten. Zum einen steigen die Rentenansprüche der Versicherten, da die 
Beitragszahler aufgrund der längeren Einzahlungsphase mehr Entgeltpunkte erwerben 
und keine Abschläge wie im vorherigen Fall anfallen. Dies führt langfristig zu höhe-
ren Rentenauszahlungen. Zum anderen ergeben sich weitere Nachwirkungen über die 
                                                 
7 Vgl. hierzu auch Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
(2006). 
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Berechnung des aktuellen Rentenwertes. Erstens steigt, wie oben erklärt, der aktuelle 
Rentenwert in t + 1, wenn der Beitragssatz in t geringer ist als ohne die Altersgren-
zenanhebung. Zweitens ergibt sich ein weiterer Effekt über den Nachhaltigkeitsfaktor: 
Dadurch, dass die Versicherten ihren Renteneintritt verschieben, stehen im Vergleich 
zum Status quo mehr Erwerbstätige weniger Rentnern gegenüber. Damit verändert 
sich der Äquivalenzrentnerquotient weniger stark und dies bewirkt, dass die in der 
Rentenanpassungsformel vorgesehene Dämpfungswirkung des Nachhaltigkeitsfaktors 
geringer und die Rentenanpassung damit höher ausfällt. Dies führt zu einem höheren 
aktuellen Rentenwert und damit zu einem Anstieg der Ausgaben in t + 1. Im Bezug 
auf den Bundeszuschuss ist derselbe Effekt wie oben zu erwarten: Ein im Vergleich 
zur Situation ohne Altersgrenzenanhebung geringerer Beitragssatz in t bewirkt einen 
geringeren Bundeszuschuss in t + 1.  
Versicherungsmathematisch korrekte Rentenabschläge. Sind die Abschläge und 
Aufschläge in der gesetzlichen Rentenversicherung budgetneutral, so macht es für die 
Finanzlage der gesetzlichen Rentenversicherung keinen Unterschied, ob die von der 
Altersgrenzenanhebung betroffenen Versicherten ihren Renteneintritt an die neue 
Altersgrenze anpassen oder nicht. Budgetneutrale Abschläge sind so gestaltet, dass 
Versicherte bei früherem Renteneintritt eine Verringerung ihrer Rente hinnehmen 
müssen, die dafür sorgt, dass der Barwert der Rente identisch ist bei konstanter Le-
benserwartung. Der Unterschied verschiedener Verhaltensreaktionen auf die Alter-
grenzenanhebung besteht lediglich in der zeitlichen Relevanz der Einsparung. Bei 
späterem Renteneintritt entlasten die längeren Einzahlungen und damit späteren Aus-
zahlungen die Rentenkasse unmittelbar, allerdings sind die Rentenansprüche mittel-
fristig höher. Bei Renteneintritt mit Abschlägen wirkt der geringere Rentenanspruch 
über die gesamte Rentenlaufzeit hinweg entlastend, allerdings entfallen potentielle 
Beitragszahlungen und die damit verbundenen Entlastungen (Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, 2006). Dem entgegenzusetzen 
ist die Anreizneutralität der Abschläge für die Versicherten. Sind die Abschläge zu 
gering, so besteht ein Anreiz der Versicherten zur Frühverrentung.8 Die Erhöhung der 
Altersgrenzen sollte zwar zum einen mit einer Erhöhung der Abschläge einhergehen, 
da die Diskontierung bei einer kürzeren Rentenbezugszeit höher sein muss, zum ande-
ren verlängert sich aber weiterhin die Lebenserwartung, was eine Reduzierung der 
Abschläge erlauben würde (Clemens, 2007). Die Anhebung der Altergrenzen löst das 
                                                 
8 Werding (2007) argumentiert allerdings, dass die Unterscheidung zwischen Anreiz- und Budgetneut-
ralität nicht relevant ist, da im Fall budgetneutraler Abschläge eine Neutralität für die anderen Versi-
cherten gewährt werden muss und der Diskontfaktor auch in diesem Fall der Kapitalmarktzins sein 
sollte, da zur Vorfinanzierung der Rentenzahlungen bei früherem Renteneintritt eine Verschuldung am 
Kapitalmarkt stattfindet. Vor diesem Hintergrund sind die momentan in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung vorgesehen Abschlags- und Aufschlagszahlungen zu gering. 
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Problem der Abschlagsgestaltung in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht, es 
verstärkt das Problem aber auch nicht. 
Wirkungsweise der Sonderregelung für besonders langjährig Versicherte. Nach 
dieser Regelung ist für Versicherte mit 45 Beitragsjahren ein abschlagsfreier Renten-
eintritt ab 65 Jahren möglich. Abgesehen davon, dass diese Regelung dem grundle-
genden Prinzip der Teilhabeäquivalenz in der Rentenversicherung widerspricht,9 
bremst sie die Einsparungseffekte, die durch die Anhebung des Rentenalters entste-
hen. Die Kosten hängen von der Anzahl der Personen, die die 45 Versicherungsjahre 
aufweisen können, und damit zum einen von der Definition der rentenrechtlichen Zei-
ten und zum anderen von den Erwerbsbiographien der Versicherten ab. Die Deutsche 
Rentenversicherung Bund hat in einer Simulationsrechnung ermittelt, dass auf Basis 
des Rentenzugangs 2004 und auf Grundlage der beschlossenen rentenrechtlichen Zei-
ten etwa 20 Prozent der Rentenzugänge von der Sonderregelung begünstigt würden: 
Im Detail würden etwa 33 Prozent der Männer und 11 Prozent der Frauen begünstigt 
(Variante 3.1 in Kaldybajewa und Kruse, 2006). Allerdings lässt diese Analyse keine 
Schlüsse darüber zu, wie viele Personen tatsächlich Gebrauch von der Sonderregelung 
machen könnten, da der Simulation Erwerbsbiographien der 2004 in Rente gegange-
nen Personen zu Grunde gelegt sind. Es wurde lediglich ermittelt, wie viele zusätzli-
che Personen die kritische Grenze von 45 Beitragsjahren erreichen können, wenn die 
Erwerbstätigkeitsphase verlängert wird. Zusätzlich wird die Auswirkung dieser Son-
derregelung von der Veränderung des Erwerbsverhaltens beeinflusst. Verkürzen sich 
zum Beispiel Ausbildungszeiten oder passt sich das Erwerbsverhalten von Frauen an 
das der Männer an, so würden deutlich mehr Personen von dieser Regelung begüns-
tigt. Anzumerken ist noch, dass, falls eine Person mit 65 Gebrauch von dieser Sonder-
regelung machen könnte, keine Aufschläge in Höhe von 6% pro Jahr anfallen, wenn 
die Person ihre Erwerbstätigkeit bis 66 oder 67 verlängert, wie das bei einer Verlän-
gerung der Erwerbstätigkeit über das gesetzliche Rentenalter hinaus der Fall wäre. 
Die Wirkung der Sonderregelung ist ebenfalls vom Renteneintrittsverhalten abhängig.  
Szenario „ohne Verhaltensanpassung“.   Geht man davon aus, dass keine Verhaltens-
anpassung stattfindet, so verringert die Sonderregelung den systementlastenden Effekt 
der Altergrenzenanhebung. Für die Betroffenen werden keine Abschläge beim vorzei-
tigen Renteneintritt fällig. Die durchschnittliche Anzahl der Entgeltpunkte im Zeit-
punkt t steigt, die Ausgabenseite wird weniger entlastet und damit erhöht sich der 
Beitragssatz im Vergleich zur Situation ohne die Sonderregelung.  
                                                 
9 Für eine ausführlichere Diskussion dieses Themas siehe Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2006) und Clemens (2006). 
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Szenario „volle Verhaltensanpassung“.   Geht man hingegen von einer vollen Verhal-
tensanpassung aus, sind zwei gegenläufige Effekte feststellbar. Zunächst erhöhen 
sich, wie im Falle ohne Verhaltensanpassung, die Entgeltpunkte der Personen, die vor 
dem 67. Lebensjahr in Rente gehen und 45 Versicherungsjahre aufweisen. Hinzu 
kommt, dass die Personen, die ihren Renteneintritt bis 67 verschoben und mehr als 45 
Entgeltpunkte erworben hätten, nun früher in Rente gehen können und damit nur 45 
Entgeltpunkte aufweisen. Das heißt, je nach Anzahl der Personen, die nun keine Ab-
schläge mehr bezahlen müssen, im Verhältnis zu den Personen, die aufgrund der Son-
derregelung früher in Rente gehen, ergibt sich im Zeitpunkt t eine Erhöhung oder eine 
Senkung der durchschnittlichen Entgeltpunkte. Damit kann die Sonderregelung im 
Falle der vollen Verhaltensanpassung unter Umständen zunächst zu einer weiteren 
Entlastung der gesetzlichen Rentenversicherung führen. Zu späteren Zeitpunkten 
kommt allerdings die längere Rentenbezugszeit zum Tragen und die belastenden Ef-
fekte der Sonderregelung überwiegen auch hier.  
2.4 Ergebnisse bisheriger Studien 
Bisherige Analysen im Hinblick auf die Auswirkungen der Anhebung der Altersgren-
zen haben sich auf die direkten und eher kurz- bis mittelfristigen Effekte einer Alters-
grenzenanhebung beschränkt. Der Zeithorizont der Studien erstreckt sich bis auf we-
nige Ausnahmen bis 2030. Zudem werden die sich aus den getroffenen Verhaltensan-
nahmen ergebenden Rückwirkungen auf das Erwerbspersonenpotenzial entweder gar 
nicht oder nur in Form von Überschlagsberechnungen berücksichtigt. Umfassende 
Berechnungen im Rahmen eines konsistenten Modells, das sowohl die Rentenein-
trittsentscheidungen und die damit einhergehende Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
abzubilden vermag als auch die resultierende finanzielle Entwicklung der Rentenver-
sicherung, fehlen bislang. So bleiben die Rückkopplungseffekte über den Nachhaltig-
keitsfaktor beispielsweise in den meisten Studien völlig unberücksichtigt. Auch die 
Auswirkung der Sonderregelung für Versicherte mit 45 Versicherungsjahren wird nur 
in zwei Studien und unabhängig von den Verhaltensreaktionen untersucht. Die Be-
rücksichtigung dieser Feedbackeffekte zwischen Arbeitsmarkt und Rentensystem ist 
ein zentraler Beitrag unserer Simulation. 
Tabelle 1 gibt einen Überblick über die Ergebnisse bisheriger Studien. Demnach lässt 
sich der Beitragssatzanstieg durch die Altersgrenzenanhebung bis 2030 um 0,5 bis 0,7 
Beitragssatzpunkte verringern. Die Kosten der Sonderregelung für Versicherte mit 45 
Versicherungsjahren werden auf 0,2 bis 0,3 Beitragssatzpunkte bis 2030 geschätzt. 
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TABELLE 1: ÜBERSICHT ÜBER BISHERIGE SIMULATIONSERGEBNISSE  
Studie Berücksichtigte Effekte Ergebnis 
Kommission für die 




* alter Vorschlag zur Anhebung 
der Altersgrenzen 
* bis 2030 Minderung des Bei-
tragssatzanstiegs um 0,6 Prozent-
punkte 
Clemens (2006) * Berücksichtigt von Rentenmeh-
reinahmen und -minderausgaben 
durch längere Beitragszeiten aber 
ohne Berücksichtigung der Rück-
kopplungseffekte 
* mittel- bis langfristige Verminde-
rung des Beitragssatzbedarfes um 
0,5 Prozentpunkte 
Deutsches Institut für 
Altersvorsorge (2006) 
* Abschätzung der Altergrenzen-




cher Lohnprofile und Beschäfti-
gungsentwicklung 
* Verminderung des Beitragssatz-
anstieges um 0,3 Prozentpunkte bis 
2025 und 0,8 Prozentpunkte bis 
2050 
Ehrentraut und Heidler 
(2007) 
* Berücksichtigung des Nachhal-
tigkeitsfaktors, der Sonderregelung 
mit 45 Versicherungsjahren 
* Berücksichtigung von Verhal-
tensreaktionen 
* Verminderung des Beitragssatz-
anstiegs um ca. 1 Beitragssatzpunkt 
bis 2050 
* Verminderung der Wirkung der 
Altersgrenzenanhebung durch die 
Sonderregelung mit 45 Versiche-
rungsjahren um 0,3 Beitragssatz-
punkte bis 2050 
Kaldybajewa und Kruse  
(2006) 
* Nur Mehreinzahlungen und Min-
derausgaben 
* zusätzl. Berücksichtigung des 
Nachhaltigkeitsfaktors 
* Berücksichtigung der Sonderre-
gelung mit 45 Versicherungsjah-
ren, aber leicht abweichende Ab-
grenzung der rentenrechtlichen 
Zeiten im Vgl. zur tatsächlichen 
Regelung 
* Minderung des Beitragssatzan-
stiegs um 1 Prozentpunkt bis 2030 
* NHF: Finanzaufwand der 0,2 
Beitragsatzpunkten entspricht 
* Sonderregelung: Finanzaufwand 
von 0,3 Beitragssatzpunkten bis 
2030 
=> ges. beitragssatzsenkender 






* Berücksichtigung des Rückkopp-
lungseffektes und der Sonderrege-
lung mit 45 Versicherungsjahren 
* Minderung des Beitragssatzan-
stiegs um 0,6 bis 0,7 Prozentpunkte 
bis 2030 und um 1 Prozentpunkt 
bis 2050 
* Schmälerung der Einsparungsef-
fekte um 0,2 Beitragssatzpunkte 
durch Sonderregelung für 45 Ver-






* Berücksichtigung des Rückkopp-
lungseffektes und der Sonderrege-
lung mit 45 Versicherungsjahren 
* Verhaltensanpassung gemäß 
Daumenregel, d.h. 40% der Betrof-
fenen verschieben Renteneintritt, 
30% gehen wie bisher in Rente, 
30% weichen auf Erwerbsminde-
rungsrenten aus. 
* Minderung des Beitragssatzan-
stieges um 0,8 Prozentpunkte bis 
2030 
* Schmälerung der Einsparungsef-
fekte um 0,3 Beitragssatzpunkte 
durch Sonderregelung für 45 Ver-
sicherungsjahre bis 2030 
* Gesamtwirkung: Minderung des 
Beitragssatzanstiegs um 0,5 Pro-
zentpunkte bis 2030 
Sozialbeirat der Bundes-
regierung  (2006) 
* Berücksichtigung des Rückkopp-
lungseffektes und der Sonderrege-
lung mit 45 Versicherungsjahren 
* Beitragsatzanstieg wird bis 2030 
um 0,5 Prozentpunkte vermindert 
Quelle: Eigene Darstellung. 
3 Methodik, Annahmen und Szenarien 
3.1 Das Simulationsmodell MEA-PENSIM 
Das Programm MEA-PENSIM wurde am Mannheim Research Institute for the Eco-
nomics of Aging (MEA) entwickelt, um die zukünftige Entwicklung der deutschen 
Rentenversicherung und die Auswirkungen tatsächlicher sowie potentieller Rentenre-
formen zu analysieren.10  
Modellierung künftiger Einnahmen und Ausgaben.   Gemäß der Entwicklung der 
Erwerbsquoten im Rahmen der Erwerbstätigenprojektion, die auf Bevölkerungs- und 
Arbeitsmarktprognosen basiert, wird die Anzahl der Erwerbstätigen und der Rentner 
bestimmt. Die Renteneinnahmen werden jährlich aus dem geltenden Beitragssatz11, 
dem durchschnittlichen Jahresbruttolohn und der Anzahl der Erwerbstätigen berech-
net. Die Entwicklung des Bundeszuschusses ist an die Entwicklung der Löhne und 
Gehälter geknüpft und wird entsprechend der gesetzlich festgelegten Regelungen 
fortgeschrieben. Jährliche Rentenausgaben ergeben sich aus der Summe der Entgelt-
punkte aller Rentner multipliziert mit dem aktuellen Rentenwert, der unter Berück-
sichtigung der im Rahmen des RV-Altersgrenzenanpassungsgesetzes implementierten 
                                                 
10 Für eine detaillierte Beschreibung des Simulationsmodells siehe Wilke (2004). Bisherige Anwen-
dungen von MEA-PENSIM waren beispielsweise die Simulation der Wirkung verschiedener Renten-
anpassungsformeln und Renditeberechnungen der deutschen Rentenversicherung. 
11 Der Beitragssatz berechnet sich indirekt über die Entwicklung der Schwankungsreserve. So wird der 
Beitragssatz zu Beginn eines Jahres erhöht, wenn die Schwankungsreserve bei Beibehaltung des Bei-
tragssatzes aus dem Vorjahr am Ende desselben Jahres 0,2 Monatsausgaben unterschreiten würde, und 
gesenkt, wenn die Schwankungsreserve bei Beibehaltung des Beitragssatzes aus dem Vorjahr 1,5 Mo-
natsausgaben übersteigen würde. 
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Schutzklausel bestimmt wird.12 Die persönlichen Entgeltpunkte der Rentner sind ko-
hortenspezifisch und reflektieren die vergangene Erwerbshistorie der jeweiligen Ko-
horte. Dabei wird berücksichtigt, dass der Lohn im Laufe des Erwerbslebens steigt, 
indem den Berechnungen geschlechtsspezifische Einkommensprofile basierend auf 
Fitzenberger et al. (2001) zugrunde gelegt werden. Je nach Kohorte, Szenario und 
Alter wird bei Renteneintritt ein bestimmter Anpassungsfaktor (Ab- und Aufschläge 
oder Faktor Eins) zugrunde gelegt. Der Renteneintritt einer Kohorte in einem be-
stimmten Alter erfolgt mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit, welche entsprechend 
der angenommenen Verhaltensreaktionen variiert werden kann. Die diesen Rentenein-
trittswahrscheinlichkeiten zugrundeliegende Altersverteilung wurde auf Basis eines 
Rentenoptionswertmodells geschätzt.13  
3.2 Annahmen  
Grundlegend für die Analyse der Auswirkungen der Anhebung der Altersgrenzen ist 
eine Prognose der Erwerbstätigenbevölkerung. Diese hängt zum einen von Annahmen 
zur Bevölkerungs- und Arbeitsmarktentwicklung sowie weiterer volkswirtschaftlicher 
Größen, zum anderen vom Renteneintrittsverhalten der Betroffenen ab. Basisjahr un-
serer Berechnungen ist 2007, der Prognosezeitraum erstreckt sich bis 2050. Die Ar-
beitsmarktprojektionen erstrecken sich bis zum Jahr 2040, danach wird von konstan-
ten Erwerbsquoten ausgegangen und die Veränderungen im Arbeitsangebot sind nur 
noch von demographischen Veränderungen abhängig. Unsere Annahmen zur Bevöl-
kerungs- und Arbeitsmarktentwicklung basieren auf den Ergebnissen von Börsch-
Supan und Wilke (2007). 
3.2.1 Bevölkerung, Arbeitsmarkt und Wachstum 
Prognostizierte Bevölkerungsentwicklung.   Maßgeblich für die Prognose der Be-
völkerungsentwicklung sind drei Faktoren: die Entwicklung der Lebenserwartung, der 
Geburtenrate und der Migration. Börsch-Supan und Wilke (2007) verwenden eigene 
Bevölkerungsprognosen, die auf der 11. Koordinierten Bevölkerungsvorausberech-
nung des statistischen Bundesamtes aufsetzen.14 Tabelle 2 fasst die Annahmen zu 
Lebenserwartung, Geburtenrate und Migration für ausgewählte Szenarien zusammen. 
                                                 
12 Siehe § 68a SGB VI. Nach dieser Regelung werden der Riesterfaktor und der Nachhaltigkeitsfaktor 
bei der Anpassung des aktuellen Rentenwertes nicht verwendet, wenn sie zu einer Reduzierung des 
aktuellen Rentenwertes gegenüber dem Rentenwert aus dem Vorjahr führen würden. Der durch unter-
lassene Rentenminderungen aufgebaute „Ausgleichsbedarf“ wird allerdings zu einem späteren Zeit-
punkt, wenn der aktuelle Rentenwert den Rentenwert aus dem Vorjahr übersteigt (frühestens ab 2011), 
wieder abgebaut. 
13 Vgl. Berkel und Börsch-Supan (2004). 
14 Vgl. Statistisches Bundesamt (2006). 
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Unsere Berechnungen basieren auf dem Szenario MEA 3W1,515. In diesem Szenario 
wird für die künftige Entwicklung der Lebenserwartung von einer quasilinearen 
Trendfortschreibung der vergangenen Jahrzehnte ausgegangen (Variante 3).16 Daraus 
ergibt sich eine Lebenserwartung von 85,7 Jahren für Männer und 91,7 Jahren für 
Frauen im Jahr 2050. Die Annahmen zur Lebenserwartung sind damit höher als die 
vom Statistischen Bundesamt in der 11. Koordinierten Bevölkerungsvorausberech-
nung zugrunde gelegten Werte (Basisvariante 1 bzw. Variante 2 mit höherem An-
stieg). Allerdings sind sie im Vergleich zu den von Schnabel, Kistowski und Vaupel 
(2005) berechneten Werten noch moderat. Die Geburtenrate wird konstant bei 1,4 
Geburten pro Frau festgelegt. Bezüglich Migration wird ein langfristiger mittlerer 
Saldo von 150.000 (W1,5) Personen jährlich unterstellt. Damit liegt der Wanderungs-
saldo zwischen den vom Statistischen Bundesamt verwendeten Werten von 100.000 
(W1) bzw. 200.000 (W2) Personen jährlich.  
 







StatBA  1W1 100 
StatBA  1W2 
M: 83,5      F: 88,0 
200 
StatBA  2W1 100 
StatBA  2W2 
M: 85,4      F: 89,8 
200 
MEA        3W1,5 M: 85,7      F: 91,7 150 
1,4 
Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Börsch-Supan und Wilke (2007). 
 
In dem von uns gewählten Szenario 3W1,5 vermindert sich die Gesamtbevölkerung in 
Deutschland ausgehend von einem Wert von 82,4 Mio. in 2005 bis 2050 um ca. acht 
Mio. auf 74,4 Mio. Einwohner. Im Vergleich zu den Prognosen des Statistischen 
Bundesamtes gehen wir damit von einem geringeren Bevölkerungsrückgang in die-
sem Zeitraum aus. Weiterhin ändert sich die Altersstruktur in der Bevölkerung. Im 
gewählten Szenario steigt der Altersquotient, definiert als das Verhältnis der Anzahl 
der 65-Jährigen und Älteren zur Anzahl der 15- bis 64-Jährigen, von 0,29 auf 0,65 
zwischen 2005 und 2050. Einer Person, die 65 oder älter ist, stehen damit nur noch 
1,5 Personen im erwerbsfähigen Alter gegenüber. Die Auswirkung der Verwendung 
                                                 
15 Die Notation der Szenarien folgt der des Statistischen Bundesamtes. Die erste Ziffer beschreibt die 
zugrundeliegende Variante zur Entwicklung der Lebenserwartung, die zweite Ziffer fasst die Annah-
men zur Migration zusammen (W steht für Wanderungen). 
16 Die in Abbildung 1 dargestellte fernere Lebenserwartung mit 65 folgt nicht dem linearen Trend, da 
die Lebenserwartung der Neugeborenen einer stärkeren Veränderung unterlag. Unsere Prognose der 
Lebenserwartung bezieht sich auf die Lebenserwartung bei Geburt. 
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alternativer Bevölkerungsprognosen auf den Beitragssatz und das Rentenniveau un-
tersuchen wir in der Sensitivitätsanalyse. 
Prognostizierte Arbeitsmarktentwicklung. Ausgehend von der Bevölkerungsprog-
nose wird die Entwicklung der Erwerbspersonen unter Berücksichtigung weiterer 
Annahmen zur Entwicklung des Berufseintrittsalters, der Frauenerwerbsquote, der 
Arbeitslosenquote und des Renteneintrittsalters berechnet.17 Das von uns gewählte 
Szenario unterstellt, dass sich die Erwerbsquoten in Deutschland bis 2040 an die Er-
werbsquoten, die zum jetzigen Zeitpunkt in Dänemark vorliegen, angleichen.18 Es 
wird damit die Annahme getroffen, dass in Deutschland innerhalb der nächsten 30 
Jahre Arbeitsmarktreformen umgesetzt werden, die von ihrer Wirkung auf die Er-
werbstätigen den Reformen in Dänemark innerhalb der letzten zehn Jahre entspre-
chen. Für einen Überblick über die Annahmen siehe Tabelle 3. 
 
TABELLE 3: ARBEITSMARKANNAHMEN 
ANNAHMEN SZENARIO 
Renteneintrittsverhalten In Abhängigkeit von der Verhaltensannahme 
Frauenerwerbstätigkeit Bis 2040: Anpassung an die Erwerbstätigkeit der Männer um 
90%, bei entsprechender Reduzierung der Männer Erwerbs-
tätigkeit auf 95% des heutigen Niveaus 
Berufseintritt Bis 2040: 1 Jahr früher 
Arbeitslosenquote Bis 2040: Absenkung auf 4,8% 
Quelle: Eigene Darstellung. 
 
Gesamtwirtschaftliche Entwicklung und Sozialversicherungsbeiträge. Bis 2020 
gehen wir von einem jährlichen nominalen Wachstum zwischen 1,9% und 3% aus. 
Ab 2020 bleibt die Wachstumsrate konstant bei 3%. Die Inflationsrate beträgt 1,5%. 
Die Steuern sowie die Krankenversicherungsbeiträge halten wir konstant. Der Pflege-
versicherungsbeitrag wird zum 1. Juli 2008 von 1,7% auf 1,95% angehoben.19 
3.2.2 Verhaltensreaktionen beim Übergang in die Rente 
Das Renteneintrittsverhalten ist kohorten- und geschlechtsspezifisch. Es wird maß-
geblich von den Regelungen, die den frühestmöglichen Eintritt in die Altersrente 
bestimmen, und von den Auswahlregeln für die Erwerbsminderungsrente beeinflusst. 
                                                 
17 Zur genaueren Beschreibung der Modellierung siehe Börsch-Supan und Wilke (2007). 
18 Es korrespondiert damit in etwa mit dem Szenario „Dänemark“ aus Börsch-Supan und Wilke (2007). 
19 Diese Annahmen entsprechen im Wesentlichen den Annahmen des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales im Rentenversicherungsbericht 2007 (Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(2007)). 
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Kohorten, die in Zukunft in Rente gehen, werden ihr Verhalten aufgrund der anste-
henden Reformschritte anpassen. In unserer Simulation nutzen wir für die Prognose 
von zukünftigem Renteneintrittsverhalten die von Berkel und Börsch-Supan (2004) 
auf Basis des Rentenoptionswertes geschätzten Renteneintrittwahrscheinlichkeiten 
(REW). Da Berkel und Börsch-Supan (2004) nicht explizit zwischen dem Rentenein-
tritt in die Erwerbsminderungsrente und in die Altersrente unterscheiden, teilen wir 
ihre Ergebnisse entsprechend der Altersgrenzen auf. Wie Wilke (2005) gehen wir 
vereinfachend davon aus, dass alle Personen, die die Altergrenze zum Bezug einer 
Altersrente erreichen, diese auch beziehen und alle Personen, die davor in Rente ge-
hen, Erwerbsminderungsrenten bekommen.  
Ausgangswert für alle von uns berücksichtigten Szenarien sind die Renteneintritts-
wahrscheinlichkeiten von Berkel und Börsch-Supan (2004), die die Rentenreformen 
1992 und 1999 mit einbeziehen (siehe Abbildung 4 Alternative „vor Reform“). Dies 
betrifft Männer ab dem Jahrgang 1944 und Frauen ab dem Jahrgang 1945. Das mittle-
re Renteneintrittsalter der Männer der Jahrgänge nach 1944 wird auf 63, das der Frau-
en nach Jahrgang 1945 auf 62,4 geschätzt.  
Anpassungsverhalten der Männer aufgrund vergangener Reformen. Vergleicht 
man die von Berkel und Börsch-Supan (2004) geschätzten Renteneintrittswahrschein-
lichkeiten mit den heutigen mittleren Renteneintrittsaltern der 54- bis 72-Jährigen20, 
so lässt sich feststellen, dass zwischen 199521 und 2006 bei den Männern eine Anhe-
bung des tatsächlichen Renteneintrittsalters von 61,2 Jahren auf 62,4 Jahre stattgefun-
den hat. Das heißt, etwa zwei Drittel der von Berkel und Börsch-Supan (2004) ge-
schätzten Anpassung im Renteneintrittsverhalten ist bis zu diesem Zeitpunkt bereits 
erfolgt. Wir gehen daher bei der Anpassung auf dem Arbeitsmarkt vereinfachend da-
von aus, dass bis zum Jahr 2017 (dem Ende der Anpassung vergangener Reformen) 
Männer ihren Renteneintritt noch um etwas mehr als ein halbes Jahr verschieben.  
 
                                                 
20 Berkel und Börsch-Supan (2004) berechneten den Altersdurchschnitt für diese Altersgruppe. 
21 Bei Berkel und Börsch-Supan (2004) das Ausgangsjahr für die Berechnung der Effekte der Renten-
reformen. 
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ABBILDUNG 4: RENTENEINTRITTSWAHRSCHEINLICHKEITEN NACH ALTER FÜR MÄNNER (LINKS) 
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Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von Berkel und Börsch-Supan (2004). 
 
Anpassungsverhalten der Frauen aufgrund vergangener Reformen. Für die Frau-
en gestaltet sich das Bild ein wenig anders. Hier wurde von Berkel und Börsch-Supan 
(2004) eine Anhebung des durchschnittlichen Rentenalters von 61,7 in 1995 auf 62,4 
am Ende der Reform prognostiziert. 2006 lag das durchschnittliche Renteneintrittsal-
ter der 54- bis 72-Jährigen Frauen mit 62,5 Jahren bereits leicht über dem prognosti-
zierten Wert. Angesichts der noch ausstehenden Anhebung des gesetzlichen Renten-
eintrittsalters der Frauen von 60 auf 65 in den kommenden Jahren und der Erhöhung 
der entsprechenden Abschläge bei früherem Renteneintritt ist noch eine weitere Zu-
nahme des durchschnittlichen Renteneintrittsalters der Frauen zu erwarten. Es ist da-
her anzunehmen, dass die Daten von Berkel und Börsch-Supan (2004) die tatsächli-
che Verhaltensanpassung der Frauen unterschätzen. Dennoch legen wir unseren Be-
rechnungen diese Schätzwerte zugrunde, da sie unserer Ansicht nach eine bessere 
Grundlage für die Beschreibung des Verhaltens der Versicherten sind als eine willkür-
lich gewählte Anpassung der altersspezifischen Renteneintrittswahrscheinlichkeiten. 
Für die Frauen gehen wir somit nicht wie bei den Männern von weiteren Änderungen 
des Renteneintrittsverhaltens aufgrund vergangener Reformen aus.22  
Anpassungen aufgrund der Anhebung der Altersgrenzen. Ausgehend von den 
eben beschriebenen REW modellieren wir in den im folgenden Abschnitt beschriebe-
nen Szenarien unterschiedliches Renteneintrittsverhalten. Dabei unterscheiden sich 
                                                 
22 Die Berücksichtigung der Nachwirkung der vergangenen Reformen auf dem Arbeitsmarkt bewirkt 
eine Anpassung der Erwerbstätigenquote. Wir stellen fest, dass dadurch der Beitragssatz zum Jahr 
2017 unabhängig von der Anhebung der Altersgrenzen knapp 0,1 Beitragssatzpunkte (BP) geringer ist. 
Zwischen 2018 und 2040 reduziert sich der Effekt auf 0,01BP und bleibt danach konstant. Die Ent-
wicklung des Rentenniveaus verhält sich parallel. Bis 2040 fällt das Rentenniveau aufgrund der ver-
gangenen Reformen um 0,1 Prozentpunkte höher aus. Bis 2040 reduziert sich die Wirkung. 
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die Szenarien in den unterstellten Zielwahrscheinlichkeiten, die für die Jahrgänge ab 
1964 gelten. Bei den Männern gehen wir in allen Fällen davon aus, dass die Jahrgän-
ge vor 1947 noch nicht und die Kohorten ab 1964 in vollem Umfang von der Alters-
grenzenanhebung betroffen sind. Für die Kohorten dazwischen werden die REW 
durch lineare Interpolation parallel zur Entwicklung der Altergrenzenanhebung be-
rechnet. Die Anpassung der REW der Frauen ist zunächst nicht parallel zur Alters-
grenzenanhebung, da Frauen bis einschließlich Jahrgang 1951 Gebrauch von der Al-
tersrente für Frauen machen können, die ihnen nach wie vor einen abschlagsfreien 
Renteneintritt mit 65 erlaubt. Für Frauen des Jahrgangs 1952 entsteht damit ein 
Sprung, da das für sie maßgebliche gesetzliche Rentenalter 65 Jahre und 6 Monate ist. 
Diesen Sprung haben wir bei der Anpassung der REW berücksichtigt. Die Zielwahr-
scheinlichkeiten für den Fall der vollen Verhaltensanpassung mit und ohne die Son-
derregelung für Versicherte mit 45 Versicherungsjahren sind in Abbildung 4 erkenn-
bar.  
3.3 Szenarien 
Die Szenarien unterscheiden sich hinsichtlich des zugrunde gelegten Gesetzestands 
sowie der über das Renteneintrittsverhalten getroffenen Annahmen. In Tabelle 4 sind 
die verwendeten Szenarien überblicksartig dargestellt.  
 
TABELLE 4: VERWENDETE SZENARIEN 
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vor der Reform, aber 
unter Inkaufnahme von 
Abschlägen 
Volle Verhaltensanpas-
sung, d.h. Verschiebung 
des durchschnittlichen 
Renteneintrittsalters um 
etwa zwei Jahre bis 2029 
Quelle: Eigene Darstellung. 
 
Szenario „vor Reform“. Dieses Szenario ist als Referenzszenario zu verstehen, um 
die Wirkung der Altersgrenzenanhebung im Vergleich zur Situation ohne Anhebung 
zu analysieren. Wir prognostizieren die Entwicklung der gesetzlichen Rentenversiche-
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rung unter der Annahme, dass keine Anhebung des gesetzlichen Rentenalters stattfin-
det und dass eine Restanpassung des Renteneintrittsverhaltens, wie oben erläutert, nur 
aufgrund vergangener Reformen stattfindet.  
Szenario „ohne Verhaltensanpassung“. Hier wird angenommen, dass die Anhebung 
des gesetzlichen Rentenalters implementiert, aber durch die Neuregelung keine Ver-
haltensanpassung ausgelöst wird. Das Szenario zeigt somit eine untere Schranke der 
künftigen Entwicklung auf. Das mittlere Renteneintrittsalter verändert sich wie im 
Szenario ohne Reform nur aufgrund der Restanpassung. Es gehen damit alle wie im 
„vor Reform“-Szenario angenommen in Rente und nehmen nun die entsprechenden 
Abschläge in Kauf. Das heißt, die Anzahl der berücksichtigten Entgeltpunkte (EP) zur 
Berechnung der monatlichen Rente verändert sich: Ein Rentner, der bisher bei einem 
Renteneintritt mit 65 Jahren 45 EP erworben hat, kommt nun durch die Abschläge nur 
noch auf 41,76 EP.23 Wurde unter der bisherigen Regelung die Erwerbszeit bis zum 
67. Lebensjahr verlängert, so ergaben sich bei durchschnittlichem Verdienst und 47 
Versicherungsjahren aufgrund der Aufschläge 53,8 EP24, nun sind es nur noch 47 EP.  
Die in die 2007er Reform integrierte Sonderregelung für besonders langjährig Versi-
cherte berücksichtigen wir auf Basis der Schätzung von Kaldybajewa und Kruse 
(2006). Wir gehen in unserer Berechnung vereinfachend davon aus, dass 30% der 
Männer im Alter 65 und 66 und 10% der Frauen im Alter 65 und 66 keine Abschläge 
bei Beibehaltung des Renteneintrittsverhaltens in Kauf nehmen müssen.25 Diese Per-
sonen weisen damit 45 oder mehr EP beim frühen Renteneintritt auf.  
Szenario „volle Verhaltensanpassung“. In diesem Szenario werden die in den bei-
den vorangegangenen Szenarien verwendeten Renteneintrittswahrscheinlichkeiten um 
zwei Jahre verschoben. Bei den Männern gehen wir in allen Fällen davon aus, dass 
die Jahrgänge vor 1947 noch nicht und die Kohorten ab 1964 in vollem Umfang von 
der Altersgrenzenanhebung betroffen sind. Für die Kohorten dazwischen werden die 
REW durch lineare Interpolation parallel zur Entwicklung der Altersgrenzenanhebung 
berechnet. Die Anpassung der REW der Frauen ist zunächst nicht parallel zur Alters-
grenzenanhebung, da sie bis einschließlich Jahrgang 1951 Gebrauch von der Alters-
rente für Frauen machen können, die ihnen nach wie vor einen abschlagsfreien Ren-
teneintritt mit 65 erlaubt. Für Frauen des Jahrgangs 1952 entsteht damit ein Sprung, 
den wir bei der Anpassung der REW berücksichtigen, da das für sie maßgebliche ge-
setzliche Rentenalter 65 Jahre und 6 Monate ist. Das mittlere Renteneintrittsalter der 
54- bis 72-Jährigen Männer (Frauen) erhöht sich schrittweise auf 64,2 (63,6) Jahre. 
                                                 
23 Berechnung nach folgender Formel: 45 EP×(1-0.003×24 Monate) ergibt 41,76 EP. 
24 Berechnung nach folgender Formel: 47EP× (1+0.006×24 Monate) ergibt 53,8 EP. 
25 Diese Zahlen entsprechen der Variante 3.1 der Abgrenzung der rentenrechtlichen Zeiten, welche mit 
der von der Bundesregierung implementierten Regelung übereinstimmt. 
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Wir gehen so von einer vollständigen Verhaltensanpassung an die neuen Altersgren-
zen aus. Es nehmen in diesem Szenario nur die Personen Abschläge in Kauf, die auch 
nach der alten Regelung Abschläge in Kauf genommen haben. Ein Rentner, der vor-
her 45 EP beim Renteneintritt mit 65 Jahren erworben hat, erwirbt nun 47 EP beim 
Renteneintritt mit 67 Jahren.  
Auch hier berücksichtigen wir die Sonderregelung für besonders langjährige Versi-
cherte. Wir gehen davon aus, dass sich die REW der Männer (Frauen) im Alter von 
67 um 30% (10%) senkt und mit 65 im entsprechenden Maße erhöht. Der Effekt, dass 
sich die Verschiebung auch auf das Renteneintrittsverhalten mit 66 auswirkt, wird 
vernachlässigt. Entsprechend verschiebt sich das durchschnittliche Renteneintrittalter 
nicht um volle zwei Jahre, sondern bei den Männern um 1,8 und bei den Frauen um 
1,9 Jahre. Weiterhin gehen wir davon aus, dass 30% der Männer und 10% der Frauen 
in den Altern 65 und 66 keine Abschläge in Kauf nehmen müssen.  
4 Ergebnisse der Simulation 
4.1 Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschäftig-
ten 
Entscheidend für eine Prognose der langfristigen Entwicklung der gesetzlichen Ren-
tenversicherung ist die Entwicklung der Erwerbsbevölkerung und der Rentner. In Ab-
bildung 5 (links) ist die Entwicklung der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
bis 2050 dargestellt. Es wird deutlich, dass die Anzahl der Sozialversicherungspflich-
tigen in allen Szenarien deutlich absinken wird. Allerdings kann die Entwicklung 
durch die unterschiedlichen Verhaltensreaktionen entscheidend beeinflusst werden. In 
den Szenarien „vor Reform“ und „ohne Verhaltensanpassung“ ist die Anzahl der Bei-
tragszahler zur gesetzlichen Rentenversicherung, wie zu erwarten, identisch. Sie 
bleibt bis 2017 leicht über 33 Millionen und sinkt danach kontinuierlich ab. Bis 2030 
fällt die Anzahl der Sozialversicherungspflichtigen um 9% und bis zum Jahr 2050 
nimmt sie um mehr als 18% ab. Im Szenario mit Verhaltensanpassung reduziert sich 
die Anzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten bis 2030 um knapp 6%  
und bis 2050 um 14%. Im Jahr 2050 gibt es allein aufgrund der Veränderung des Ren-
teneintrittsverhaltens im Szenario mit der Verhaltensanpassung etwa 1,4 Millionen 
mehr sozialversicherungspflichtig Beschäftigte. Das Absinken der Erwerbsbevölke-
rung wird bis 2040 durch die Veränderungen am Arbeitsmarkt, die durch das redu-
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zierte Berufseintrittsalter, die Erhöhung der Frauenerwerbstätigkeit und die geringere 
Arbeitslosigkeit erzielt werden, abgemildert. Ab 2040 wird der Verlauf allein durch 
die demographische Entwicklung beeinflusst.  
Die Entwicklung des Rentnerquotienten ist in Abbildung 5 (rechts) erkennbar.26 Es 
wird deutlich, dass die Entwicklung des Verhältnisses von Rentenempfängern und 
Beitragszahlern vom Renteneintrittsverhalten abhängig ist. In den beiden Szenarien 
ohne Verhaltensänderung stehen sich bei unserer Berechnung des Rentnerquotienten 
bereits 2035 ein Rentner und ein Beitragszahler gegenüber, bei voller Verhaltensan-
passung ist dies erst 2049 der Fall. 
ABBILDUNG 5: ENTWICKLUNG VON SOZIALVERSICHERUNGSPFLICHTIG BESCHÄFTIGTEN UND 




























 Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf MEA-PENSIM. 
 
4.2 Entwicklung des Beitragssatzes  
Im Gegensatz zu den bisherigen Studien zu den Auswirkungen der Altersgrenzenan-
hebung stellen wir im Folgenden nicht die relativen Veränderungen zwischen den 
gewählten Szenarien dar, sondern bilden jeweils den kompletten Beitragssatz- und 
Rentenniveauverlauf über den Prognosezeitraum bis 2050 ab.  
Im Szenario ohne die Anhebung der Altersgrenzen bleibt der Beitragssatz aufgrund 
der stabilisierenden Wirkung der Schwankungsreserve im Zeitraum bis 2013 konstant 
                                                 
26 Hier muss beachtet werden, dass das Verhältnis von Rentenempfängern und Beitragszahlern in unse-
rer Darstellung höher ausfällt als in anderen Darstellungen, da wir pro Rentner vom Bezug einer Rente 
ausgehen und nicht mehrere Renten zuordnen, wie es beispielsweise in den Daten der deutschen Ren-
tenversicherung möglich ist. 
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auf dem heutigen Niveau von 19,9% (Abbildung 6). Danach steigt der Beitragssatz 
durch den Renteneintritt der geburtenstarken Kohorten der Babyboom-Generation 
relativ stark an und erreicht bis 2030 einen Wert von 24,3%. Er liegt damit über dem 
im Rahmen der Riester-Reform vereinbarten Reformziel von 22%. Bis 2040 kommt 
es zu einer Stabilisierung, da die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt den demographi-
schen Druck auf das Rentensystem abmildert. Ab 2040 steigt der Beitragssatz wieder 
stärker an, da wir davon ausgehen, dass das Reformpotenzial am Arbeitsmarkt bis 
2040 ausgeschöpft ist und der demographische Effekt voll zum Tragen kommt.  
Die Anhebung der Altersgrenzen mildert den Anstieg des Beitragssatzes ab. Alle be-
trachteten Szenarien berücksichtigen die Altersgrenzenanhebung inklusive der Son-
derregelung für besonders langjährige Versicherte. Allein aufgrund der Anhebung der 
Altersgrenzen und ohne Verhaltensreaktion der Betroffenen fällt der Beitragssatz in 
2030 um 0,5 Beitragssatzpunkte geringer aus und beträgt dann 23,8%. Bis 2050 er-
höht sich die Wirkung auf über 0,7 Beitragssatzpunkte. Mit einer Verschiebung des 
Renteneintrittsverhaltens verringert sich der Beitragssatz um knapp 0,9 Beitragssatz-
punkte bis 2030 und um fast einen Beitragssatzpunkt bis 2050. In diesem Szenario 
liegt der Beitragssatz damit in 2030 bei 23,4%. Damit liegen die von uns geschätzten 
Effekte der Altersgrenzenanhebung in etwa in derselben Größenordung wie die Er-
gebnisse bisheriger Studien. 
 






































Unsere Beitragssatzprognose liegt deutlich oberhalb der Schätzergebisse des BMAS 
im Rentenversicherungsbericht 2007. Dies resultiert zum einen aus Unterschieden in 
der Modellierung.27  Zum anderen liegt dies an abweichenden Annahmen zur künfti-
gen Bevölkerungsentwicklung (stärkere Zunahme der Lebenserwartung, aber niedri-
gere Migration) und zur künftigen Veränderung des Renteneintrittsverhaltens auf-
grund vergangener Reformen. Eine Sensitivitätsanalyse mit unterschiedlichen Bevöl-
kerungsprognosen findet sich in Abschnitt 4.4.  
4.3 Auswirkungen auf die Renten: Aktueller Rentenwert und 
Bruttorentenniveau 
Neben der Darstellung der Beitragssatzentwicklung, das heißt der Belastung der Bei-
tragszahler, gilt es die Entwicklung der Renten abzubilden. Die monatlichen Renten-
bezüge ergeben sich aus einer Multiplikation der erworbenen Entgeltpunkte mit dem 
aktuellen Rentenwert und den entsprechenden Ab- bzw. Aufschlägen bei Rentenein-
tritt vor oder nach dem gesetzlichen Rentenalter. Da die Anzahl der Entgeltpunkte 
und die entsprechenden Ab- bzw. Aufschläge individuell sind, wird zur Darstellung 
des Renteneinkommens üblicherweise die Entwicklung des Bruttorentenniveaus ge-
wählt. Es stellt die durchschnittliche Rente eines Eckrentners mit 45 EP ins Verhältnis 
zum aktuellen Bruttolohn. Durch die Veränderung des Renteneintrittsverhaltens stellt 
sich allerdings die Frage, ob der Eckrentner mit 45 EP noch ein geeigneter Ver-
gleichsmaßstab ist. Wir stellen daher neben dem Rentenniveau für einen Eckrentner 
mit 45 EP auch ein Rentenniveau für einen Eckrentner mit 47 EP dar. Um die absolu-
te Entwicklung der Renten ohne Abhängigkeit vom Lohnwachstum aufzuzeigen, ge-
hen wir allerdings zunächst auf die Entwicklung des aktuellen Rentenwerts bei unter-
schiedlichen Verhaltensannahmen ein.  
                                                 
27 Wir differenzieren in unseren Berechnungen nicht zwischen Entwicklungen in Ost- und West-
deutschland, die Anrechnung von Kindererziehungszeiten wird sowohl auf der Einnahmen- als auch 
auf der Ausgabenseite vernachlässigt und bei der Berechnung des Äquivalenzrentnerquotienten entfällt 
die Unterscheidung nach Empfängern von Arbeitslosengeld I und II. Diese Vereinfachungen können 
kurz- und mittelfristig zu (Niveau)-Effekten führen, dürften jedoch die langfristige Reliabilität unserer 
Ergebnisse nicht beeinflussen. 
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ABBILDUNG 7: ENTWICKLUNG DES AKTUELLEN RENTENWERTES BEI VERSCHIEDENEN 


































Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf MEA-PENSIM. 
 
Aktueller Rentenwert. Aus Abbildung 7 ist erkennbar, dass unabhängig von der Ge-
setzeslage und der Verhaltensannahme in den kommenden zehn Jahren mit einem 
leichten Rückgang des realen aktuellen Rentenwertes zu rechnen ist. Nominal bleibt 
der aktuelle Rentenwert aufgrund der Schutzklausel konstant. Mit dieser gedämpften 
Entwicklung des aktuellen Rentenwertes muss zum einen aufgrund der Nachholung 
der unterlassenen Rentenanpassung für die Jahre 2005 und 2006 ab dem Jahr 2011 
gerechnet werden. Zum anderen wird die Entwicklung des aktuellen Rentenwertes 
durch die Wirkung des Nachhaltigkeitsfaktors, wie beabsichtigt, gebremst.28 Im Jahr 
2030 würde der aktuelle Rentenwert ohne die Erhöhung des gesetzlichen Rentenalters 
26,90 €/Monat betragen. Bis 2050 wäre mit einer Zunahme auf 33,50 €/Monat zu 
rechnen. Bei veränderter Gesetzeslage, aber ohne Verhaltensanpassung ist der aktuel-
le Rentenwerte etwas höher. 2030 liegt er bei 27,30 €/Monat, 2050 bei 34,70 
€/Monat. Passen die Betroffenen ihr Verhalten an, dürfen sie nicht nur aufgrund der 
zusätzlichen verdienten Entgeltpunkte sondern auch aufgrund eines höheren aktuellen 
Rentenwertes mit höheren Renten rechnen. 2030 beträgt der aktuelle Rentenwert 
27,60 €/Monat, 2050 34,60 €/Monat. 
Bruttorentenniveau für einen Eckrentner mit 45 EP. Üblicherweise wird zur Be-
stimmung des Bruttorentenniveaus die Rente eines Eckrentners mit 45 EP dem durch-
schnittlichen Bruttolohn gegenüber gestellt. Um einen Vergleich mit Ergebnissen 
anderer Studien zu ermöglichen, stellen wir zunächst die Entwicklung Bruttorenten-
                                                 
28 Die außerplanmäßige Rentenerhöhung, die im Frühjahr 2008 beschlossen wurde und eine weitere 
Dämpfung der Entwicklung des aktuellen Rentenwertes nach 2012 vorsieht, wird in unseren Berech-
nungen nicht berücksichtigt. 
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niveaus mit 45 EP bei verschiedenen Verhaltensannahmen dar. Ohne die Anhebung 
der Altersgrenzen wäre mit einer Absenkung des Bruttorentenniveaus von 46,4% im 
Jahr 2007 auf 37,5% bis 2030 zu rechnen (siehe Abbildung 8). Die Absenkung des 
Rentenniveaus kann durch die Reform und ohne eine Verhaltensanpassung in diesem 
Zeitraum um über 0,5 Prozentpunkte und bis 2050 um knapp 0,8 Prozentpunkte ge-
bremst werden. Das heißt, das Rentenniveau steigt durch die Erhöhung des gesetzli-
chen Rentenalters, auch wenn alle Betroffenen zum selben Zeitpunkt in Rente gehen 
wie vor der Reform. Dieser Effekt kommt zustande, da es durch die geringeren Ren-
tenauszahlungen aufgrund der Abschläge zu einem niedrigeren Beitragssatzanstieg 
und damit zu einem höheren aktuellen Rentenwert im Vergleich zur Situation vor der 
Reform kommt. Mit einer Verhaltensanpassung kann das Absinken des Bruttorenten-
niveaus sogar um etwas mehr als einen Prozentpunkt bis 2030 und um über 1,1 Pro-
zentpunkte bis 2050 abgeschwächt werden. 
ABBILDUNG 8: ENTWICKLUNG DES BRUTTORENTENNIVEAUS FÜR EINEN ECKRENTNER MIT 45 EP 



































 Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf MEA-PENSIM. 
 
Bruttorentenniveau für einen Eckrentner mit 47 EP. Allerdings erscheint mit der 
Erhöhung des Regelrentenalters von 65 auf 67 Jahre auch eine Neu-Definition des 
Eckrentners angemessen. Durch die Verhaltensanpassung ergibt sich eine neue Er-
werbsbiographie - 45 anstelle von 47 Erwerbsjahren – und es sollte auch der Eckrent-
ner angepasst werden. Wir berücksichtigen die stufenweise Erhöhung des gesetzli-
chen Renteneintrittsalters, indem bis zum Jahr 2012 das Bruttorentenniveau auf der 
Basis des Eckrentners mit 45 EP angegeben und danach entsprechend der gesetzli-
chen Rentenalterserhöhung die Entgeltpunkte des Eckrentners angepasst werden, bis 
im Jahr 2029 47 EP maßgeblich sind. Zur richtigen Einordnung führen wir in Abbil-
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dung 9 auch die Entwicklung des Bruttorentenniveaus für 45 bzw. 47 EP auf. Damit 
würde ein Übergang von der grau gestrichelten zur schwarz gestrichelten Kurve in 
Abbildung 9 geschaffen und es wird klar, dass durch die Neuregelung der Altersgren-
zen bei gleichzeitiger Verhaltensänderung der Betroffenen das Absinken des Brutto-
rentenniveaus deutlich abgemildert werden kann. Das heißt, durch die Verhaltensan-
passung können die Betroffenen der Reduzierung des Alterseinkommens entgegen 
wirken. Legt man die angepasste Definition des Bruttorentenniveaus für einen Eck-
rentner mit 47 EP zu Grunde, so beträgt das Bruttorentenniveau im Jahr 2030 über 
40%.  
Die Erhöhung des gesetzlichen Rentenalters darf daher auf keinen Fall als reine Ren-
tenkürzung verstanden werden. Zum einen führt die Erhöhung des gesetzlichen Ren-
tenalters, wie oben dargestellt, zu eine höheren aktuellen Rentenwert, zum anderen 
können durch den Anreiz zur Verlängerung der Erwerbsphase mehr Entgeltpunkte 
erworben und ein höheres Renteneinkommen erzielt werden.  
ABBILDUNG 9: ENTWICKLUNG VON BRUTTORENTENNIVEAU FÜR EINEN ECKRENTNER MIT 45 EP 
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Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf MEA-PENSIM. 
 
Sonderregelung für besonders langjährige Versicherte. Der Effekt der Ausnahme-
regelung hängt stark vom unterstellten Anpassungsverhalten ab. Geht man vom Sze-
nario ohne Verhaltensreaktion der Versicherten aus, so wirkt die Sonderregelung un-
mittelbar Beitragssatz erhöhend, da sie die Abschlagszahlungen, die Rentner aufgrund 
der unterlassenen Verhaltensanpassung in Kauf nehmen, deutlich verringert. Die An-
zahl der durchschnittlichen mit Abschlägen und Aufschlägen bewerteten Entgeltpunk-
te steigt durch die Sonderregelung an. Der die gesetzliche Rentenversicherung entlas-
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tende Effekt der Altersgrenzenanhebung wird bis 2030 um etwa 0,05 Beitragssatz-
punkte und langfristig um knapp 0,1 Beitragssatzpunkte geschmälert. 
Im Falle der vollständigen Verhaltensanpassung verringert sich der Beitragssatz zu-
nächst im Vergleich zur Entwicklung ohne die Sonderregelung, das Rentenniveau 
erhöht sich geringfügig. Dieser auf den ersten Blick überraschende Effekt erklärt sich 
dadurch, dass die Sonderregelung die Reduzierung der durchschnittlichen Anzahl der 
Entgeltpunkte für die von der Sonderregelung profitierenden Jahrgänge bewirkt. Per-
sonen, die ohne Sonderregelung ihren Renteneintritt auf das Alter 67 verschoben hät-
ten und nun mit 65 in Rente gehen, haben damit 45 statt 47 Entgeltpunkte vorzuwei-
sen. Dieser Effekt überdeckt in unserem Szenario mit Verhaltensanpassung den ge-
genläufigen Effekt, dass Personen, die ohne die Sonderregelung im Alter 65 hätten 
Abschläge zahlen müssen, nun abschlagsfrei in Rente gehen können. Im Jahr 2030 ist 
der Beitragssatz mit Sonderregelung also um 0,04 BP geringer als ohne Sonderrege-
lung. Im Laufe der Zeit kommen auch hier die Kosten der Sonderregelung voll zum 
Tragen, da die früher in Rente gegangenen Personen ihre Rente über einen längeren 
Zeitraum beziehen. Das heißt, nach 2050 sorgt die Sonderregelung auch bei Verhal-
tensanpassung für einen höheren Beitragssatz. Neben der finanziellen Belastung die-
ser Ausnahmeregelung ist nicht zu übersehen, dass sie dem Prinzip der Teilhabeäqui-
valenz in der gesetzlichen Rentenversicherung widerspricht und zu ungünstigen Ver-
teilungs- und Anreizeffekten führt. 
4.4 Sensitivitätsanalyse 
Abschließend untersuchen wir nachfolgend die Robustheit unserer Ergebnisse bei 
alternativen Bevölkerungs- und Wachstumsannahmen. Außerdem betrachten wir die 
Auswirkungen einer verzögerten Verhaltensanpassung der Betroffenen. 
Bevölkerung. Die optimistischere Bevölkerungsentwicklung der 11. koordinierten 
Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes führt zu einer deutlich 
positiveren Beitragssatz- und Rentenniveauentwicklung. Die Differenzen zwischen 
den Szenarien ohne und mit voller Verhaltensanpassung ändern sich in etwa proporti-
onal bei unterschiedlichen Prognosen der künftigen Lebenserwartung. Die Verwen-
dung alternativer Bevölkerungsannahmen hat damit keine Auswirkung auf das relati-
ve Ergebnis der Altersgrenzenanhebung. Allerdings führen sie zu einer starken Ver-
änderung des ermittelten künftigen Beitragssatz- und Rentenniveauverlaufs. So bleibt 
der Beitragssatz im Szenario 1W2 bis 2050 unter 24%. Aber auch in dieser Variante 
liegen die mit MEA-PENSIM ermittelten Beitragssätze noch knapp über den gesetzli-
chen Grenzen für den Beitragssatz von 20% in 2020 und 22% in 2030. 
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 Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf MEA-PENSIM. 
 
Wachstum. Unseren Berechnungen haben wir ein nominales Wachstum zwischen 
1,9% und 3% bei 1,5% Inflation zugrunde gelegt. Im Folgenden erhöhen (senken) wir 
die nominale Wachstumsrate zwischen 2011 und 2020 von 1,9% auf 4,5% (bzw. 
1,5%) bei gleichbleibender Inflation und halten sie danach konstant. Es zeigt sich, 
dass ein höheres reales Wachstum zwar einen geringeren Anstieg des Beitragssatzes 
bewirkt, dafür allerdings zu einem stärkeren Rückgang des Bruttorentenniveaus führt 
(Abbildung 11).29 Denn das Rentenwachstum bleibt aufgrund der Rentenanpassungs-
formel hinter dem Lohnwachstum zurück. Absolut führt ein höheres Wachstum aber 
für die Beitragszahler wie auch für die Rentner zu einem höheren Arbeits- bzw. Ren-
teneinkommen. Um dies zu verdeutlichen, stellt Abbildung 12 die Entwicklung des 
aktuellen Rentenwertes bei Variation der Wachstumsannahmen dar. Es zeigt sich, 
dass ein nominales Wachstum von 4,5% einen deutlich positiven Effekt auf die Höhe 
des aktuellen Rentenwertes und damit auf die Höhe der absoluten Rentenansprüche 
hat. Umgekehrt führt ein geringes nominales Wachstum von 1,5% (real: Nullwachs-
tum) dazu, dass der aktuelle Rentenwert und damit die Rentenansprüche gemessen in 
Euro 2007 zurückgehen. Nominal bleibt der aktuelle Rentenwert im Falle eines Null-
wachstums aufgrund der Schutzklausel (§68) konstant.  
 
                                                 
29 Zur Diskussion siehe auch Rürup (2006). 
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 Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf MEA-PENSIM. 
 











































Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf MEA-PENSIM, reale Werte für 2007. 
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Verzögertes Anpassungsverhalten. Bisher sind wir davon ausgegangen, dass sich 
das Renteneintrittsverhalten parallel zur Altersgrenzenanhebung bis zum Jahr 2029 
verschiebt. Allerdings kann nicht davon ausgegangen werden, dass alle Personen un-
mittelbar auf die Anhebung der Altersgrenzen reagieren und es somit zu einer verzö-
gerten Anpassung des Renteneintrittsverhaltens an die neue Regelung kommt. Wir 
haben dazu eine modifizierte Verschiebung der REW bis 2040 vorgenommen. Wir 
gehen davon aus, dass sich alle Personen vollständig an die veränderten Altersgrenzen 
anpassen allerdings nicht bis zum Jahr 2029, sondern erst bis 2040. Dieses Szenario 
entspricht dem Szenario „Dänemark“ aus Börsch-Supan und Wilke (2007) und wird 
von uns als realistisch betrachtet. 
Wie zu erwarten fällt der Beitragssatz bei verzögerter Verhaltensanpassung anfangs 
höher aus, da weniger Rentner ihren Renteneintritt verschieben und unter Inkaufnah-
me von Abschlägen früh in Rente gehen. Durch die Kohortenstärke der davon betrof-
fenen Jahrgänge fällt diese kleine Verschiebung besonders in den Jahren zwischen 
2016 und 2022 ins Gewicht. Der Effekt verringert sich bis 2040, da sich das Renten-
eintrittsverhalten langsam wieder angleicht. Ab 2040 ist das Renteneintrittsverhalten 
wieder identisch. Das Bruttorentenniveau wird durch die verzögerte Verhaltensanpas-
sung kaum beeinflusst. 
 
ABBILDUNG 13: ENTWICKLUNG VON BEITRAGSSATZ UND RENTENNIVEAU FÜR EINEN 
























Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf MEA-PENSIM. 
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5 Fazit 
In Übereinstimmung mit den bisherigen Studien zeigen unsere Simulationen, dass es 
durch die Anhebung der gesetzlichen Altersgrenze unabhängig vom Renteneintritts-
verhalten zu einer Entlastung des Rentensystems kommt. Der Beitragssatzanstieg und 
die Absenkung des Rentenniveaus werden durch die Altersgrenzenanhebung ge-
dämpft. Je nach Verhaltensszenario fällt der Beitragssatz bis 2030 zwischen 0,5 und 
0,9 Beitragssatzpunkten geringer aus. Bis 2050 erhöht sich die Wirkung auf 0,7 bis 1 
Beitragssatzpunkt. Es zeigt sich allerdings, dass auf der Basis der von uns zugrunde 
gelegten Annahmen die im Rahmen der Riesterreform festgelegten Ziele trotz des 
höheren Renteneintrittsalters und einer optimistischen Entwicklung am Arbeitsmarkt 
nicht eingehalten werden können. Die Beitragssatzprognosen der Bundesregierung 
scheinen knapp kalkuliert. 
Bezüglich der Situation der Rentner sind zwei Erkenntnisse festzuhalten. Zum einen 
sorgt die Anhebung der Altergrenzen für eine positive Beeinflussung des aktuellen 
Rentenwertes. Dies bedeutet in jedem Fall ein höheres Renteneinkommen der Betrof-
fenen. Zum anderen bedeutet eine Verschiebung des tatsächlichen Renteneintrittsal-
ters parallel zur Anhebung der Altersgrenzen den Erwerb von mehr Entgeltpunkten 
und damit einen höheren Rentenanspruch. Die oftmals in der politischen Diskussion 
angeführte Aussage, dass die Anhebung des Rentenalters de facto eine Rentenkürzung 
von 7,2% bedeutet, ist damit nicht korrekt. In jedem Fall wird die Entwicklung des 
aktuellen Rentenwertes durch die Anhebung der Altergrenze positiv beeinflusst. 
Insgesamt ist der Effekt unterschiedlicher Verhaltensreaktionen der Betroffenen auf 
die finanzielle Entwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung überraschend ge-
ring. Dies verdeutlicht die Stabilität der gesetzlichen Rentenversicherung im Hinblick 
auf unterschiedliche Renteneintrittsentscheidungen, die insbesondere auf die Gestal-
tung der Abschläge in der Rentenformel zurückzuführen sind. 
Gesamtwirtschaftlich ist es wünschenswert, die Erwerbsbeteiligung Älterer zu verbes-
sern. Es macht einen deutlichen Unterschied, ob die Versicherten ihren Renteneintritt 
verschieben oder nicht. Durch die wesentlich höhere Erwerbsbeteiligung im Szenario 
mit Verhaltensanpassung (1,4 Mio. im Jahr 2050) kommt es zu einem geringeren 
Rückgang des Erwerbspersonenpotenzials. Dies hat unmittelbare Auswirkungen auf 
das Produktionspotenzial und damit auf das gesamtwirtschaftliche Wachstum, die wir 
in unserer Simulation nicht berücksichtigt haben.30 
Die Anhebung des gesetzlichen Rentenalters ist also eine geeignete Maßnahme, um 
die zunehmende Leistungsausweitung der gesetzlichen Rentenversicherung in Form 
                                                 
30 Hierzu siehe auch Börsch-Supan/Ludwig (2008). 
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einer steigenden Rentenbezugszeit zu begrenzen. Langfristig kann der Beitragssatz 
um etwa einen Prozentpunkt gesenkt werden. Allerdings stellen wir in unseren Be-
rechnungen fest, dass der Beitragssatz bis 2050 je nach Verhaltensszenario dennoch 
auf Werte über 25% steigen kann. Eine Selbst-Stabilisierung kann langfristig über 
eine Dynamisierung der Regelaltersgrenze erzielt werden. Zudem könnte eine Auto-
matisierung des Politikeingreifens bei Überschreiten bestimmter Grenzwerte wieder-
holte politische Diskussionen vermeiden. Wenn die Lebenserwartung weiter ungebro-
chen ansteigt, bedeutet dies konsequenterweise langfristig ein deutlich höheres Ren-
teneintrittsalter als 67 Jahre. Berechnungen der Deutschen Bundesbank (2008) bspw. 
ergeben ein Rentenalter von 68,5 Jahren in 2050, um die Rentenbezugsdauer auf dem 
Niveau von 2030 konstant zu halten. 
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